
Deutschland ist noch nicht aus der
Wirtschaftskrise heraus. Bund und
Länder, besonders aber die Städte
und Gemeinden müssen massiv
wegbrechende Steuereinnahmen
verkraften. Viele Kommunen sind
sogar in einer akuten Notlage.
Nach 4,5 Milliarden Euro in 2009
erwarten die Kommunalen Spitzen-
verbände für das Jahr 2010 ein Re-
korddefizit von 12 Milliarden Euro.
Dadurch stehen wichtige Leistun-
gen der Kommunen bei Bildung, In-
tegration, Verkehr oder Kultur auf
dem Spiel. "Investitionen in Schulen
oder Verkehrswege und der Ausbau

der Kinderbetreuungsplätze sind gefährdet. Kindergärten müssen vielerorts ihre Gebühren er-
höhen. Müll- oder Abwasserentsorgung werden teurer und in vielen Kultureinrichtungen und
Theatern wird bald der letzte Vorhang fallen", warnte der SPD-Bundestagsabgeordnete Rolf
Schwanitz vor den Folgen des kommunalen Finanzdefizits. Nach seiner Ansicht hat die
schwarz-gelbe Bundesregierung all das mit ihren verantwortungslosen Steuerprivilegien für
Klientelgruppen noch schlimmer gemacht. Die SPD-Bundestagsfraktion hat deshalb Bund und
Länder aufgefordert, jetzt sofort ein kommunales Antikrisenpaket von insgesamt 4 Milliarden
Euro für die nächsten zwei Jahre aufzulegen. Konkret schlägt sie vor, das Mehrwertsteuerpri-
vileg für Hoteliers rückgängig zu machen und den Kommunen eine volle Kompensation für ih-
re durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz entstandenen Einnahmeausfälle von 1,6 Milli-
arden Euro zu zahlen. "Zusätzlich soll der Bund befristet auf zwei Jahre seine Beteiligung an
den Kosten der Unterkunft um 3 Prozentpunkte anheben. Dies ergäbe rund 400 Millionen Eu-
ro pro Jahr für die Kommunen", erläuterte Schwanitz. Für ihn ist auch klar: Die Länder müs-
sen ihre Verpflichtung zu einer auskömmlichen Finanzierung der Kommunen erfüllen. Denn
wenn die Kommunen ihrer Sorge für das wirtschaftliche, soziale und kulturelle Wohl ihrer Ein-
wohner nicht mehr nachkommen können, sind die Pfeiler des Zusammenlebens hier in
Deutschland bedroht. "Deshalb brauchen wir in dieser ernsten Situation nicht nur einen
Rettungsschirm für die Banken, sondern auch für die Kommunen!" so Schwanitz.
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In dieser
Ausgabe:

Auf Seite 2 geht es um die
drohende Blockade bei
der Erweiterung der BA
Plauen. Daneben wird hier
die Stiftung zur Finan-
zierung der Verbrau-
cherarbeit thematisiert.

Um Déjá-vu-Erlebnisse
geht es im Kommentar von
Rolf Schwanitz auf Seite 2.

Auf Seite 3 bremst
Schwarz-Gelb die
Göltzschtalumgehung
aus. Außerdem wird über
den Neujahrsempfang
der Hofer SPD berichtet.

Auf der letzten Seite gibt es
den "Albtraum Atom-
müll". Ferner kritisiert
Schwanitz den unzu-
reichenden Mittelabruf
bei der Breitbandförde-
rung. Und die frechen
Strolche machen sich Ge-
danken über Abgeord-
netenreisen.

Vogtletter
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Schwanitz wendet sich
an Landesdirektion

Der SPD-Bundestagsabge-
ordnete Rolf Schwanitz hat
sich wegen der möglichen
Verletzung von Arbeits-
schutzbestimmungen bei
der Firma Warwick an die
Landesdirektion Dresden
gewandt. Das ist die zu-
ständige Behörde für die
Einhaltung der Arbeits-
schutzbestimmungen in
Sachsen. Schwanitz bittet
um Auskunft, welche
Schritte die Landesdirekti-
on bisher in dem Fall un-
ternommen hat.

Kurz gemeldet

Am 29. Januar 1990 wurde in Plauen der SPD-Unter-
bezirk Vogtland gegründet. Um an die gemeinsame
Zeit vor 20 Jahren zu erinnern, trafen sich am 5. Feb-
ruar 2010 über 100 SPD-Mitglieder. Zahlreiche Anek-
doten waren zu hören, aber auch der Stolz auf das
Erreichte war zu spüren. Immerhin sind noch heute
140 Frauen und Männer dieser ersten Stunde Mitglied
der SPD. Der Hofer Landrat Bernd Hering würdigte in
seiner Festansprache ihre mutigen Leistungen. Dafür
gab es dann auch eine besondere Ehrung. Aus den
Händen von Rolf Schwanitz erhielten diese Mitglieder
eine Erinnerungsurkunde. Aber auch Rolf Schwanitz
selbst wurde geehrt. Er kam im November 1989 über
das Neue Forum zur SDP.

Ein guter Grund zum Feiern

Rolf Schwanitz erhält seine Anerken-
nungsurkunde für 20 Jahre Mitglied-
schaft in der SPD

Auch in Plauen sinken die Einnahmen aus der Gewer-
besteuer dramatisch ab



Kurz kommentiert

Déjà vu

Es ist so ähnlich wie vor 15
Jahren. Damals, nach der
Wiederwahl von Helmut Kohl,
traf man niemanden mehr,
der zugab, beim letzten Mal
CDU gewählt zu haben. Nur
diesmal geht es um die FDP
– jedenfalls vorerst.
Die Wahlerfolge der FDP in
den letzten Jahren waren ein
Phänomen. Auch in Sachsen
wählten Tausende die Neoli-
beralen, obwohl ihre Einkom-
mens- und Lebenswirklichkeit
eigentlich gar nichts mit den
Zielen dieser Partei gemein-
sam hatte. Während das
Publikum bei Gysi und Lafon-
taine längst wusste, dass es
sich von diesen zwar gern
unterhalten aber nicht re-
gieren lassen will, stand diese
Lektion bei Westerwelle und
Zastrow noch aus. Das ist
nun vorbei. In historisch kur-
zer Zeit haben beide jetzt
dem Wähler diese Lektion
eingebläut. Zastrow durch
seine Flucht aus dem Kabi-
nett und die Berufung eines
Wirtschaftsministers, der in
Sachsen zu einer Lachnum-
mer verkommen ist. Die volle
Dimension dieser politischen
Entblößung offenbart sich
daran, dass noch nicht ein-
mal klar ist, ob der Freistaat
umgekehrt nicht noch schlim-
mer dran wäre. Westerwelle
durch seine eitle mediale Pro-
vokation, mit der er seine
Klientelpolitik zu verdecken
sucht und doch nur einen tie-
fen Mangel an Konzept und
Eignung fürs Amt beweist. So
etwas nennt man Déjà vu –
vielleicht nicht nur 2009, son-
dern auch 2013.

Rolf Schwanitz
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SPD startet Anfrage zur BA Plauen
im Landtag

Die drohende Blockade bei
der Erweiterung der Staatli-
chen Studienakademie
Plauen durch das sächsi-
sche Staatsministerium für
Finanzen wird Thema im
Sächsischen Landtag. Die
SPD will in einer kleinen
Anfrage von der Sächsi-
schen Staatsregierung wis-
sen, wie es mit dem Aus-
bau der Staatlichen Stu-
dienakademie Plauen wei-
tergeht. Die Antwort der
Sächsischen Staatsregie-
rung muss bis Anfang März
vorliegen. Der Bundestags-
abgeordnete Rolf Schwa-
nitz, der die Anfrage ange-
regt hatte, erklärte dazu:
"Seit fünf Jahren trete ich
gemeinsam mit dem Initia-
tivkreis für den Ausbau der
Staatlichen Studienakade-

mie
Plauen
ein.
Dank der
Unter-
stüt-
zung der
frü-
heren
Wissen­
schafts-
ministe-
rinnen
Ludwig
und Stange (beide SPD)
sind wir dabei bisher gut
vorangekommen. Wenn
nun der kürzlich der CDU
beigetretene Finanzminister
bei seinen Sparüberlegun-
gen als erstes an Plauen
denkt, sieht er die regional-
politischen Notwendigkei-
ten offensichtlich nicht."

Schwanitz appellierte noch-
mals an die beiden Plaue-
ner Landtagsabgeordneten
Frank Heidan (CDU) und
Hans-Jürgen Schuster
(FDP), sich innerhalb der
Regierungskoalition für die
Bereitstellung der notwen-
digen Mittel einzusetzen.

nanziert werden", erläuter-
te Rolf Schwanitz, zuständi-
ger SPD-Berichterstatter.
Die Stiftungserlöse sollten
der Einrichtung eines
"Marktwächters Finanzen"
dienen. Dessen Aufgabe
wäre es, unlautere Ver-
triebspraktiken von Finanz-
produkten aufzuspüren, zu
unterbinden und eine zent-
rale Rolle bei der Aufklä-
rung der Verbraucher ein-
zunehmen. Sowohl die Er-
richtung der Stiftung, als
auch die Finanzierung über
die Abschöpfung von Un-
rechtsgewinnen wurde in
dem vom BMELV selbst in
Auftrag gegebenen Gutach-
ten zu Finanzierungsmodel-
len für die Verbraucherar-
beit empfohlen. Trotzdem
wurde der SPD-Vorschlag
von den Abgeordneten der
Regierungskoalition abge-
lehnt, die sich damit auch
gegen ihre eigene Bundes-
ministerin stellten, die das
Stiftungsmodell erst kürz-
lich favorisiert hatte.

Bei den Beratungen zum
Haushalt des Bundesminis-
teriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz stand in der

vergangenen Woche im
Haushaltsausschuss die
Verbraucherschutzpolitik im
Mittelpunkt. Die Finanzkrise
hat bekanntlich gezeigt,
dass gerade bei Finanzpro­
dukten der Ausbau einer
unabhängigen, individuellen
Beratung von Verbrauchern
unverzichtbar ist und die
Aufklärung in diesem Be-
reich verstärkt werden
muss. Die SPD hat deshalb
eine Verstärkung der Mittel
für den Verbraucherzentrale
Bundesverband (vzbv) und
die Errichtung einer Stiftung
zur Finanzierung der Ver-
braucherarbeit vorge-
schlagen. Die Stiftung sollte
nach den Vorstellungen der
SPD mit Stiftungskapital in
Höhe von 50 Millionen Euro
ausgestattet werden. "Dies
sollte durch Einsparungen
und Umschichtungen im
Haushalt des BMELV sowie
durch die von den Unter-
nehmen zu zahlenden Geld-
bußen bei Verstößen gegen
das Wettbewerbsrecht fi-

Verbraucherpolitik im Mittelpunkt

Im Dezember verhängte
das Bundeskartellamt eine
Geldbuße von 160 Mio. €
gegen mehrere Kaffeerös-
ter. Solche Geldbußen sol-
len die neue Stiftung mitfi-
nanzieren.

Campus Amtsberg: Die Plauener Studienakademie

soll hier heimisch werden



Schwarz-gelb plündert
den Kinder- und Jugend-
plan

Die Abgeordneten von CDU,
CSU und FDP haben in der
vergangenen Woche im
Haushaltsausschuss den
Plänen von Bundesministe-
rin Köhler zugestimmt, die
zusätzlichen Modellprojekte
gegen Islamismus und
Linksextremismus aus Mit-
teln des Kinder- und Ju-
gendplans (KJP) zu finanzie-
ren. Die SPD-Fraktion wollte
verhindern, dass ausgerech-
net Kinder und Jugendliche
die Vorstellungen der Bun-
desministerin zur Extremis-
musbekämpfung bezahlen
müssen. Deshalb hatte sie
beantragt, im Bundeshaus-
halt den Titelansatz des
entsprechenden Programms
"Maßnahmen zur Stärkung
von Vielfalt, Toleranz und
Demokratie" direkt um 3
Millionen Euro zu erhöhen.
Dies lehnten die Abgeord-
neten der Regierungskoaliti-
on jedoch ab.

Jusos Vogtland gegen
Kürzung bei Jugendpau-
schale in Sachsen

Die Jusos Vogtland kritisie-
ren die Kürzung der
schwarz-gelben Landesre-
gierung bei der Jugendpau-
schale um 30 % und be-
fürchten drastische Ein-
schnitte bei der kommu-
nalen Jugendarbeit im Vogt-
land. "Wer bei der Jugend-
hilfe den Rotstift ansetzt,
gefährdet die Zukunft der
jungen Generation. Durch
diese Maßnahme der Lan-
desregierung wird jungen
Menschen in der Region be-
stimmt keine Perspektive
geboten", so Steffen Rauch-
fuß, Juso-Vorsitzender im
Vogtland. Die Jusos Vogt-
land fordern nun den Land-
rat Dr. Tassilo Lenk und die
vogtländischen Landtagsab-
geordneten auf, in Dresden
gegen diese Kürzung an der
falschen Stelle zu protestie-
ren.

Kurz gemeldet
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Mutig nach vorn schauen

Am 31. Januar war Rolf
Schwanitz Gast beim Neu-
jahrsempfang der Hofer
SPD. Auf Einladung der Ho-
fer Genossen hielt er vor
rund 150 Gästen aus Wirt-
schaft, Verwaltung, Verei-
nen und Politik die Neu-
jahrsansprache. Dabei erin-
nerte er an die Erfolge sozi-
aldemokratischer Regie-
rungsbeteiligung. Besonde-
res Augenmerk richtete er

auf die
erfolgreiche
Arbeitsmarkt-
politik, die
trotz weltwei-
ter Wirt-
schaftskrise
für Stabilität
am Arbeits-
markt gesorgt
hat. Dies ist
vor allem ein
Verdienst der

ehemaligen SPD-Minister
Steinbrück, Scholz und
Steinmeier. Demgegenüber
hat die schwarz-gelbe Bun-
desregierung einen glatten
Fehlstart hingelegt. Die
Kanzlerin handelt politisch
feige, das so genannte
"Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz" ist eine Farce
und die FDP ist zu einer
Klientel-Partei verkommen.
Dies werde nicht nur bei

dem Steuergeschenk an die
Hoteliers deutlich, sondern
auch bei der Gesundheits-
politik. Während Lobbyisten
der privaten Krankenversi-
cherung mittlerweile an den
Schaltstellen des Ministeri-
ums säßen, werden Kritiker
der Pharmaindustrie entlas-
sen. Mit schwarz-gelb ori-
entiert sich Politik offen-
sichtlich nur noch an den
Interessen einzelner Grup-
pierungen. Vor diesem Hin-
tergrund, so ermunterte
Rolf Schwanitz die Genos-
sen, sollte man mutig nach
vorn schauen. Es lohne
sich, zu kämpfen, damit die
SPD die Politik dieses Lan-
des bald wieder mitgestal-
ten könnte. Denn nur mit
der SPD stehe das Gemein-
wohl im Mittelpunkt politi-
schen Handelns.

Schwarz-Gelb bremst die
Ortsumgehung Göltzschtal aus

"Die Absage an einen
schnellen Baubeginn der
Ortsumgehung Göltzschtal
zeigt, dass die Interessen
des Vogtlandes im Kabinett
Merkel-Westerwelle keine
Rolle mehr spielen." Dieses
bittere Fazit zieht der SPD-
Bundestagsabgeordnete
Rolf Schwanitz nach der
jüngsten Ankündigung aus
den Reihen der schwarz-
gelben Koalition zum frü-
hestmöglichen Baubeginn
bei der Göltzschtalumge-
hung ab 2012. Rolf Schwa-
nitz hatte zuvor von der
schwarz-gelben Koalition
die Absicherung des Baube-
ginns der Göltzschtalumge-
hung noch 2010/11 gefor-
dert. Er erinnerte daran,
dass die Göltzschtalumge-
hung unter den damaligen
SPD-Bundesverkehrsminis-
tern bereits 2003 in den
Bundesverkehrswegeplan
und 2007 in den Investiti-
onsrahmenplan bis 2010
aufgenommen wurde. "Ich

habe mich damals in
schwieriger Zeit als Mitglied
der Bundesregierung mas-
siv für die Aufnahme dieses
für das Vogtland so wichti-
gen Projektes eingesetzt",
sagte Schwanitz. Dies ge-
lang zu einem Zeitpunkt, so
der Abgeordnete weiter, als
die Strecke einen noch un-
gewissen Planungsstand
hatte. "Wir stehen heute
bei der Göltzschtalum-
gehung kurz
vor dem
Baurecht. Es
darf nicht
sein, dass
gerade jetzt
der Baubeginn
von der
schwarz-
gelben Bun-
desregierung
verzögert
wird", machte
Rolf Schwanitz
klar. Er sieht
bei der
Göltzschtal-

umgehung die Koalitions-
abgeordneten von CDU und
FDP aus dem Vogtland wei-
ter in der Pflicht: "Wer im
letzten Bundestagswahl-
kampf herumgerannt ist
und lauthals den schnellen
Baubeginn der Göltzschta-
lumgehung gefordert hat,
darf jetzt nicht still sein,
sondern muss seinen
Wählerauftrag erfüllen."



Vogt let ter

Aus dem Terminkalen-
der von Rolf Schwanitz:

22.2.2010, 20 Uhr, SPD-
Landesgruppe Ost

23.2.2010, 10 Uhr, SPD-
Arbeitsgruppe Haushalt

23.2.2010, 15 Uhr, SPD-
Bundestagsfraktion

23.2.2010, 18 Uhr, Parla-
mentarischer Abend der
Bundesvereinigung Lebens-
hilfe

24.2.2010, 14 Uhr, Haus-
haltsausschuss

25.2.2010, 15 Uhr, Fachge-
spräch der FES zum
Rechtsextremismus

28.2.2010, 9 Uhr, Wande-
rung mit den Naturfreun-
den im Vogtland

4.3.2010, 10 Uhr, Haus-
haltsausschuss (Bereini-
gungssitzung)
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gung mit breitbandigem
Internet ein wichtiger
Standortfaktor für die wirt-
schaftliche Entwicklung
des ländlichen Raums ist.
Deshalb ist es für ihn nicht
akzeptabel, dass Sachsen
bei der Inanspruchnahme
der Mittel auch im Ver-
gleich mit anderen Bun-
desländern weit hinten
liegt. Schwanitz erklärte:
"Ich begrüße, dass die EU-
Kommission den geänder-
ten Fördergrundsatz der
GAK im Bereich Breitband
jetzt genehmigt hat. Die
anderen Länder waren von
den beihilferechtlichen
Problemen allerdings
ebenso betroffen, haben
die Mittel aber dennoch
deutlich stärker in An-
spruch genommen als
Sachsen. Schnelles Inter-
net für alle muss endlich
auch im sächsischen Um-
weltministerium oberste
Priorität haben. Viele Regi-
onen in Sachsen warten
dringend auf Hilfe beim
Breitbandausbau."

Die vom Bund über die
"Gemeinschaftsaufgabe
Verbesserung der Agrar-
struktur und Küsten-
schutz" (GAK) den Län-
dern zur Verfügung ge-
stellten Mittel zum Aus­
bau der Breitbandversor-
gung werden in Sachsen
kaum genutzt. Darauf wies
der sächsische SPD-
Bundestagsabgeordnete
Rolf Schwanitz hin. Er sag-
te: "Der Freistaat Sachsen
hat bisher nur knapp
70.000 Euro bzw. 6 Pro-
zent der zur Verfügung
stehenden Mittel für den
Breitbandausbau in An-
spruch genommen. Ange­
sichts des großen Bedarfs
in vielen ländlichen Regio-
nen Sachsens ist das ein
Skandal. Umweltminister
Frank Kupfer (CDU) muss
sich jetzt endlich darum
kümmern, dass die zur
Verfügung stehenden Mit-
tel auch genutzt werden."
Schwanitz unterstrich,
dass eine leistungsfähige
und bezahlbare Versor-

Freche Strolche

He Maxe, haste scho ge-
hört: Der Günther is bei der
Olympiade!

Na klar Moritz. Den sei Da-
chebücher sei ja net zu
übersehe.

Es fällt scho uff Maxe, wie
de Reiselideradur unner Ab-
geordnete in de letzte Joahr
zugenomme ham.

Wie meenstn das Moritz?

Kannste dich net mer erin-
ner Maxe? Vor epaar Joahr
hat der Hochbaum sogar
mit Fernsehn üwer sei Uk-
rainefahrt berichtet, un nu
les mer allwei üwer de
Olympiafahrt vom Günther.

Stimmt Moritz! Möcht nur
ma wissen, was da nu der
Schwanitz von der SPD da-
geschn setzt.

Vielleicht schreibt der ooch
e Dachebuch üwer sei Som-
merurlaub in Dänemark Ma-
xe.

Awer des Moritz, inderes-
sierd doch keene Sau!

Stimmt Maxe. Da hat er ja
ma was gemeinsam mitn
Günther!

Breitbandförderung in
Sachsen kaum genutzt

Die nächsten Bürger-
sprechstunden:

Zur Zeit finden die Sprech-
stunden von Rolf Schwa-
nitz nur nach individueller
Terminvereinbarung statt.
Anmeldungen können tele-
fonisch oder auf der Ho-
mepage von Rolf Schwa-
nitz vorgenommen wer-
den.

Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel: 030-22777937
Fax: 030-22776937
rolf.schwanitz@bundestag.de

Rolf S chwan it z MdB

Freiheitsstr. 13
08523 Plauen
Tel: 03741-134118
Fax: 03741-708483
rolf.schwanitz@wk.bundestag.de

Sie finden mich auch

im Internet:

www.rolf-schwanitz.de

Gegner und Befürworter
streiten um die Zukunft
der Kernenergie. Neben
den laufenden Betriebsrisi-
ken steht im Zentrum eine
Angst, die alle teilen: die
vor dem Atommüll. Beim
atomaren Restmüll handelt
es sich um eine Schwach-
stelle der Atomenergie, ih-
re Achillesferse, ihren
schlimmsten Albtraum. Die

Bevölkerung hat Angst vor
dem Atommüll, die Wis-
senschaft findet keine an-
nehmbare Lösung dafür,
die Industrie versucht, zu
beschwichtigen und die
Politik ist gespalten. Aber
wie kann man sich über-
haupt eine fundierte Mei-
nung bilden? Der französi-
sche Dokumentarfilm
"Albtraum Atommüll" re-

cherchierte in Deutschland,
Russland, den USA und
Frankreich und versucht,
Licht ins interessengeleitete
atomare Dunkel zu bringen.
Über den Film und politische
Hintergründe möchte die
Friedrich-Ebert-Stiftung mit
Interessierten am 10.
März 2010, ab 19 Uhr,
im Plauener Malzhaus ins
Gespräch kommen. Mit
Klaus-Peter Dehde, einem
Umweltpolitiker aus Lüchow
-Dannenberg und dem SPD-
Bundestagsabgeordneten
Rolf Schwanitz stehen zwei
kompetente Gesprächspart-
ner zur Verfügung. Die Ge-
sprächsleitung hat der Plau-
ener Journalist Lutz Beh-
rens.

Albtraum Atommüll


